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A N F R A G E 
 

des Abgeordneten Hubert Ulrich (B90/Grüne) 
 
 
betr.:  Änderung des saarländischen Spielbankgesetzes 

 
Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2014 soll das saarländische Spielbankgesetz in seiner 
Fassung vom 20. Juni 2012 geändert werden. Die dort vorgesehenen Änderungen 
beziehen sich unter anderem auf die folgenden geltenden Regelungen: 
 
Laut § 14 Abs. 1 des Saarländischen Spielbankgesetzes in seiner aktuellen Fassung 
vom 20. Juni 2012 müssen die Spielbankunternehmen eine Spielbankabgabe leisten. 
Diese beträgt bei einem Bruttospielertrag im Kalenderjahr bis 45 Millionen Euro 40 
Prozent des Bruttospielertrags, bei einem Bruttospielertrag im Kalenderjahr über 45 
Millionen Euro 50 Prozent für den Teil des Bruttospielertrags, der 45 Millionen Euro 
übersteigt. Die Spielbankabgabe wird um die zu entrichtende Umsatzsteuer aus Um-
sätzen, die durch den Betrieb der Spielbank bedingt sind, ermäßigt.  
 
Nach § 14 Abs. 1 des geltenden Gesetzes ist die Spielbankabgabe „nach Maßgabe 
des Haushaltsplans des Landes für Zwecke zu verwenden, die allgemeiner Billigung 
sicher sind.“.  
 
§ 14 Abs. 2 legt in der aktuellen Fassung fest, dass das für Finanzen zuständige Minis-
terium die Spielbankabgabe bei Eröffnung einer Spielbank oder eines Zweigspielbe-
triebs für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren bis auf 30 Prozent des Bruttospie-
lertrags ermäßigen kann.  
 
Darüber hinaus eröffnet § 14 Abs. 7 in der jetzigen Fassung dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium die Möglichkeit, den Prozentsatz in begründeten Einzelfällen zur 
Vermeidung unbilliger Härten herabzusetzen. 
 
Die im Haushaltsbegleitgesetz 2014 vorgesehenen Änderungen beziehen sich unter 
anderem auf die oben genannten Paragraphen. 
 
 
Ich frage die Regierung des Saarlandes: 
 
1. Wie hat sich das Aufkommen aus der Spielbankabgabe in den letzten fünf Jahren 

entwickelt? 
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2. Was versteht die Landesregierung unter Zwecken, „die allgemeiner Billigung si-

cher sind“? 
 

 a)  Für welche Zwecke wurde das Aufkommen aus der Spielbankabgabe in den 
letzten fünf Jahren verwendet? 

 
b) Wie wurde sichergestellt, dass diese „allgemeiner Billigung sicher sind“? 
 

3. Wurde in den letzten fünf Jahren von § 14 Abs. 2 Gebrauch gemacht, d.h. wurde 
bei Eröffnung einer Spielbank bzw. eines Zweigspielbetriebs der Prozentsatz er-
mäßigt?  
 

 a) Wenn ja, in wie vielen Fällen wurde der Prozentsatz bei Neueröffnung einer 
Spielbank oder eines Zweigspielbetriebs in den letzten zehn Jahren ermäßigt 
(bitte im Verhältnis zur Gesamtzahl der Eröffnungen)? 

 
 b)  Wie wurden diese Ermäßigungen bei Neueröffnung einer Spielbank oder ei-

nes Zweigspielbetriebs jeweils begründet? 
 

c)  Auf welchen Prozentsatz des Bruttospielertrags wurde die Spielbankabgabe 
bei Neueröffnung einer Spielbank oder eines Zweigspielbetriebs jeweils er-
mäßigt? 

 
d) Für welchen Zeitraum wurde die Spielbankabgabe bei Neueröffnung einer 

Spielbank oder eines Zweigspielbetriebs jeweils ermäßigt? 
 
e) Wie hoch schätzt die Landesregierung die hierdurch entgangenen Einnahmen 

aus der Spielbankabgabe für das Land ein? 
 
4. Wurde in den letzten fünf Jahren von § 14 Abs. 7 Gebrauch gemacht, d.h. wurde 

zur Vermeidung unbilliger Härten der Prozentsatz herabgesetzt?  
 

 a) Wenn ja, in wie vielen Fällen wurde der Prozentsatz zur Vermeidung unbilliger 
Härten herabgesetzt? 

 
 b) Wie wurde diese Herabsetzung jeweils begründet?  
 
 c) Auf welchen Prozentsatz des Bruttospielertrags wurde die Spielbankabgabe 

zur Vermeidung unbilliger Härten jeweils herabgesetzt?  
 

 d) Für welchen Zeitraum wurde der Prozentsatz des Bruttospielertrags zur Ver-
meidung unbilliger Härten gesenkt?  

 
 e) Wie hoch schätzt die Landesregierung die hierdurch entgangenen Einnahmen 

aus der Spielbankabgabe für das Land ein? 
 
 


